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Einleitung

4 Einleitung

Das Land Brandenburg partizipiert seit der
deutschen Wiedervereinigung an den Eu-
ropäischen Strukturfonds. Wie die übrigen
ostdeutschen Bundesländer war Branden-
burg in der Vergangenheit durch einen
erheblichen wirtschaftlichen Entwicklungs-
rückstand gekennzeichnet. Trotz der Fort-
schritte im Aufholprozess bestehen auch
heute noch Defizite in der wirtschaftlichen
Entwicklung. Dies führt dazu, dass Bran-
denburg auch für die Strukturfondsperiode
2007 – 2013 zu den Regionen gehört, die
unter das Ziel „Konvergenz“ fallen.1

Das hier vorliegende Papier ist eine Kurz-
fassung des Operationellen Programms
für den Europäischen Fonds für Regionale
Entwicklung (EFRE) im Förderzeitraum
2007 – 2013, welches das Land Branden-
burg im partnerschaftlichen Einvernehmen
mit der Europäischen Kommission erstellt
hat.2

Die Landesregierung hat im Rahmen der
Erarbeitung des EFRE-OP 2007 – 2013 ei-
nen intensiven partnerschaftlichen Abstim-
mungsprozess in Brandenburg durchge-
führt. Zu den 90 beteiligten Partnern ge-
hörten die Landtagsfraktionen, Landes-
ministerien, Gebietskörperschaften, Kam-
mern, Unternehmensverbände, Gewerk-

schaften, Ämter und Verbände aus den
Bereichen Arbeit, Soziales, Umwelt, ver-
schiedene andere Ämter und Agenturen
sowie relevante Nichtregierungsorganisa-
tionen. Der Abstimmungsprozess vollzog
sich einerseits im Rahmen von drei Konfe-
renzen und andererseits über schriftliche
Stellungnahmen der Partner.

Das zentrale Anliegen des Landes Bran-
denburg für den Einsatz des EFRE in der
Förderperiode 2007 – 2013 besteht darin,
den Rückstand zu den wirtschaftlich stär-
ker entwickelten Regionen der Europä-
ischen Union zu verringern. Dafür stehen
insgesamt 1,499 Mrd. Euro aus dem EFRE
bereit. Dazu kommen nationale öffentliche
(380 Mio. Euro) und private (119 Mio. Euro)
Kofinanzierungen, so dass sich insgesamt
rund 1,998 Mrd. Euro als Programmvolu-
men ergeben.

Das Operationelle Programm orientiert sich
konsequent an dem von der Europäischen
Kommission eingeschlagenen Weg, die
Kohäsionspolitik im Sinne der Ziele des
Europäischen Rates von Lissabon mehr
für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung zu nutzen.Dabei finden auch
die Prioritäten der Gemeinschaft für eine
nachhaltige Entwicklung Berücksichtigung.

1 Dabei gehört die Region Brandenburg Nord-Ost zu

den sogenannten Konvergenzregionen, während

Brandenburg Süd-West innerhalb der Konvergenz-

regionen den Status eines „Phasing-out-Gebiets“

innehat (siehe Glossar).
2 Die Programmerstellung erfolgte auf Basis der

„Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom

11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über

den Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung,

den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsions-

fonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.

1260/1999“ sowie der „Verordnung (EG) Nr. 1080/

2006 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für

Regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1783/1999“.
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1.1  Ausgangslage und Entwicklungsfaktoren

Die brandenburgische Wirtschaft befindet
sich auch gut anderthalb Jahrzehnte nach
der deutschen Wiedervereinigung in einem
schwierigen Anpassungsprozess. Im Ver-
hältnis zu den fortgeschrittensten europäi-
schen Regionen sind noch Rückstände in
der Wettbewerbsfähigkeit festzustellen:

➔ Es bestehen deutliche Defizite im Ein-
kommensniveau, in der Wirtschafts-
kraft, der Produktivität und beim Kapi-
talstock. Das Land Brandenburg ist ins-
gesamt von einer erheblichen Wachs-
tumsschwäche gekennzeichnet.

➔ Die Erwerbstätigkeit war in den ver-
gangenen Jahren zum Teil stark rück-
läufig und die Arbeitslosenquote ist
fast doppelt so hoch wie im Bundes-
durchschnitt.

➔ Ein zentrales Entwicklungsproblem ist
der schwach ausgeprägte industrielle
Sektor mit einer geringen Exportorien-
tierung. Auf der anderen Seite entwi-
ckelte sich der Dienstleistungsbereich
zwar positiv, konnte aber bei schwa-
cher Dynamik die Defizite nicht kom-
pensieren.

➔ Alle Indikatoren für Forschung und
Entwicklung zeigen erhebliche Defizite
beim FuE-Potenzial des Unternehmens-
sektors.

➔ Auch im Bereich der Infrastruktur (u.a.
wirtschaftsnahe Infrastruktur, Verkehr,
Umwelt) können noch Nachholbedarfe
nachgewiesen werden.

Trotz der insgesamt schwierigen wirtschaft-
lichen Entwicklung konnten mit Hilfe der
Investitionen aus dem Europäischen Fonds
für regionale Entwicklung in der Vergangen-
heit auch wichtige Impulse zur Verbesse-
rung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit
gesetzt werden:

➔ Die Unterstützung gewerblicher Inves-
titionen hat maßgeblich zur Moderni-
sierung in den Unternehmen des ver-
arbeitenden Gewerbes beigetragen.

➔ Durch die Förderung von Forschungs-
und Entwicklungsprojekten, Technolo-
gietransfer, Qualifizierung und Bera-
tungsdienstleistungen konnte das In-
novationspotenzial der Wirtschaft ge-
steigert werden.

➔ Gleichzeitig konnte durch Förderungen
im Dienstleistungssektor wie im Touris-
mus ein Beitrag zur Erschließung vor-
handener Potenziale und somit zusätz-
licher Beschäftigungsverhältnisse er-
möglicht werden.

➔ Der Ausbau der Infrastrukturen in den
Bereichen Forschung und Bildung hat
wichtige Beiträge zur Förderung der
Wissensgesellschaft erbracht.

➔ Auch konnten durch den Ausbau der
wirtschaftsnahen Infrastrukturen ein-
schließlich der Verkehrsinfrastrukturen
und den Abbau von Engpässen in der
Umweltinfrastruktur die Standortbedin-
gungen für die produzierende Wirt-
schaft nachhaltig verbessert werden.
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Die regionale Wirtschaftsstrukturpolitik des
Landes ist somit strategisch auf dem rich-
tigen Pfad. Es muss zudem deutlich darauf
hingewiesen werden, dass die Möglichkei-
ten der Wirtschaftsstrukturpolitik und de-
ren Reichweite begrenzt sind: die Entwick-
lung einer Region wird maßgeblich von ge-
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
einschließlich der nationalen Wirtschafts-,
Arbeitsmarkt- und Steuerpolitik sowie den
Entwicklungstrends in der Weltwirtschaft
geprägt. Die möglichen Hebelwirkungen
der EU-Regionalpolitik und die an sie ge-
knüpften Erwartungen müssen vor diesem
Hintergrund realistisch eingeschätzt wer-

den. Gleichwohl bedeutet dies auch, dass
die Verteilung der Mittel in einer regionalen
Entwicklungsstrategie einer ständigen Über-
prüfung bedarf, um somit einen möglichst
effektiven und effizienten Einsatz zu ge-
währleisten.Für Brandenburg kommen neue
Herausforderungen hinzu: zu nennen sind
die demographische Entwicklung mit er-
heblichen Auswirkungen vor allem in den
ländlichen Regionen sowie die vollzogene
EU-Osterweiterung, die neben den sich hier-
durch ergebenden Risiken in einigen Sek-
toren langfristig gesehen vor allem Wachs-
tumschancen eröffnet.

Das zentrale Anliegen des Landes Bran-
denburg für den Einsatz des EFRE in der
Förderperiode 2007–2013 besteht weiter-
hin darin, den Rückstand zu den wirtschaft-
lich stärker entwickelten Regionen der Eu-
ropäischen Union zu verringern.

Dazu sollen die bestehenden Potenziale
wirtschaftlicher Entwicklung optimal ge-
nutzt und noch bestehende Engpässe im
Unternehmenssektor gezielt beseitigt wer-
den. Ausgehend von den festgestellten
Handlungserfordernissen lassen sich fol-
gende strategische Ziele bestimmen, mit
denen das Hauptziel unterstützt werden
soll:

Eine grundlegende strategische Orientie-
rung des Programms ist die Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh-
menssektors. Zusätzliche Wertschöpfung
und Beschäftigung können dauerhaft nur
in wettbewerbs- und anpassungsfähigen
Unternehmen entstehen. Um den Heraus-
forderungen in einem verschärften interna-
tionalen Wettbewerb zu begegnen, soll
durch die einzelnen Prioritäten des Pro-
gramms das Reaktionsvermögen der Un-
ternehmen verbessert werden. Gleichzei-
tig sollen spezifische strukturelle Nachteile
in den regionalen Rahmenbedingungen
ausgeglichen und Entwicklungsengpässe
beseitigt werden. Ein besonderes Ziel ist
es, die Ansiedlung bzw. Gründung von Un-
ternehmen zu forcieren.

1.2  Zielsystem und regionale Entwicklungsstrategie  

❯❯
Erstes strategisches Ziel:

Stärkung der Wettbewerbs- und Innova-
tionsfähigkeit des Unternehmenssek-
tors

❯❯
Hauptziel:

Verbesserung der regionalen Wettbe-
werbsfähigkeit als zentrale Vorausset-
zung für die dauerhafte Steigerung des
Einkommens- und Beschäftigungsni-
veaus
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Die Vorteile von hoch entwickelten Volks-
wirtschaften liegen bei wertschöpfungs-
und wissensintensiven Gütern und Dienst-
leistungen. Die Wettbewerbsvorteile ent-
stehen durch eine hohe Technologieinten-
sität, einen hohen Dienstleistungsanteil,
hohe Qualitäten und vor allem die ständige
Anpassung und Weiterentwicklung der
Produkte.Um die Anpassungsfähigkeit und
das Reaktionsvermögen am Markt zu er-
halten und auszubauen, sind Innovationen
– die Umsetzung von neuem Wissen und
neuen Technologien in marktfähige Pro-
dukte – von zentraler Bedeutung. Für Bran-
denburger Unternehmen ist die permanen-
te Innovationstätigkeit wesentlicher Be-
stimmungsfaktor der wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Daher gehört die Unterstützung
der Innovationsfähigkeit ebenfalls zur grund-
legenden strategischen Orientierung.

Das Ziel des Landes besteht darin, Bildung
und Wissen als zentrale Ressourcen für
den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Entwicklungsprozess systematisch zu nut-
zen. Sie sind zentrale Triebfedern für inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit. Die Inno-
vationsstrategie umfasst neben der Orien-
tierung auf die gewerbliche Wirtschaft des-
halb auch die Hochschulen, Forschungs-
und Qualifizierungseinrichtungen des Lan-
des, deren Potenziale für die Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit und mehr Be-
schäftigung stärker als bisher ausge-
schöpft werden sollen. Die Strategie be-
steht darin, die Kompetenzen weiter zu ver-
bessern, den Wissenstransfer in Wirtschaft

und Gesellschaft zu beschleunigen und
Bildungschancen zu optimieren. Als zwei-
tes strategisches Ziel des Operationellen
Programms kann deshalb die Stärkung
des Innovationspotenzials in Forschung
und Bildung zum Ausbau der Wissensge-
sellschaft abgeleitet werden.

Die Wirtschaftspolitik des Landes steht
damit vollständig in Übereinstimmung mit
der Lissabon-Strategie der Europäischen
Union: Der Innovationsfähigkeit der regio-
nalen Wirtschaft sowie der Forschungs-
und Bildungslandschaft kommt eine strate-
gische Kernrolle zu, so dass mit dem Pro-
gramm ein zentraler Beitrag des Landes
zur Umsetzung der Lissabon-Strategie ge-
leistet wird.

Das dritte strategische Ziel besteht darin,
spezifische Potenzialfaktoren für eine nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung zu för-
dern. Dabei geht es in erster Linie um die
Verbesserung der infrastrukturellen Rah-
menbedingungen für mehr Wachstum und
Beschäftigung: strategische Ansatzpunkte
sind die Städte des Landes und ihre Stär-
kung als Motoren für die regionale Ent-
wicklung sowie die wirtschaftsnahen und
die Verkehrsinfrastrukturen zur Verbesse-
rung der Standortqualität und der über-
regionalen Anbindung. Darüber hinaus sol-
len mit dem Tourismus spezifische Stärken
des Landes zielgerecht unterstützt wer-
den.Der Abbau von noch bestehenden Ent-
wicklungsengpässen ist Gegenstand der
Strategie im Bereich Umwelt.

❯❯
Zweites strategisches Ziel:

Stärkung des Innovationspotenzials in
Forschung und Bildung zum Ausbau der
Wissensgesellschaft

❯❯
Drittes strategisches Ziel:

Unterstützung infrastruktureller Poten-
zialfaktoren für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung
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Die infrastrukturelle Ausstattung einer Re-
gion wird dabei im Rahmen des strategi-
schen Ziels als eine Grundvoraussetzung
zur Steigerung der unternehmerischen
Produktivität und Verbesserung der regio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit gesehen. Da-
bei beeinflussen der Aufbau, die Qualitäts-
standards und die Entwicklung von Infra-
strukturen die Produktionskosten ansässi-
ger Unternehmen und erhöhen gleichzeitig
die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes
für potenzielle Investoren.

Das Operationelle Programm des EFRE
setzt sich zum Ziel, den wirtschaftlichen
Entwicklungsprozess des Landes Bran-
denburg durch den fokussierten Einsatz
der Mittel auf Interventionsbereiche zu be-
schleunigen, die den drei strategischen
Zielen zugeordnet werden können.Der Um-
weltschutz, die Chancengleichheit von Män-
nern und Frauen einschließlich der Nicht-
diskriminierung sowie die nachhaltige Stadt-
entwicklung (Städtische Dimension) wer-

den entsprechend den grundsätzlichen
strategischen Orientierungen der EU, des
Bundes und des Landes Brandenburg als
Querschnittsziele definiert.

Im Bereich des Umweltschutzes sollen vor
allem ökologische Innovationen als Wett-
bewerbsvorteil genutzt werden, um somit
auch im Bereich der Umwelt Potenziale zur
Unterstützung der Lissabonziele auszu-
schöpfen und Synergien zu schaffen. Dazu
werden in einem übergreifenden Ansatz
neben der infrastrukturellen Förderung Res-
sourcen im Bereich der gewerblichen För-
derung sowie in der betrieblichen und öf-
fentlichen Forschung und Entwicklung mo-
bilisiert. Das Querschnittsziel der Städti-
schen Dimension ist mit dem Ansatz der
Landesregierung kompatibel, die Förde-
rung im Sinne einer Strategie des „Stärken
stärken“ besonders auf Regionale Wachs-
tumskerne (RWK) auszurichten. In der fol-
genden Übersicht wird das Zielsystem dar-
gestellt.

Verbesserung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit als zentrale Voraussetzung 
für die dauerhafte Steigerung des Einkommens- und Beschäftigungsniveaus

➔  Nachhaltige Entwicklung und Förderung der Umwelt
➔  Chancengleichheit von Frauen und Männern sowie Nichtdiskriminierung

➔  Städtische Dimension

➔  Stärkung der
Wettbewerbs- und Inno-

vationsfähigkeit des
Unternehmertums

1. Förderung betrieblicher
Investitions- und

Innovationsprozesse

➔  Stärkung des
Innovationspotenzials in
Forschung und Bildung

zum Ausbau der
Wissensgesellschaft

2. Entwicklung innovations-,
technologie- und bildungs-
orientierter Infrastrukturen

➔  Unterstützung infra-
struktureller Potenzial-

faktoren für eine nachhal-
tige wirtschaftliche

Entwicklung

3. Wirtschaftsnahe, 
touristische und Verkehrs-

infrastrukturen
4. Umwelt und städtische

Entwicklung

Hauptziel

Strategische 
Ziele

Schwerpunkte

Querschnitts-
ziele

Zielsystem des Operationellen Programms
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Die drei strategischen Ziele des Pro-
gramms wurden in vier Handlungsschwer-
punkte überführt, die mit konkreten Maß-
nahmebereichen unterlegt sind. Dabei
werden im Schwerpunkt 1 alle Interventio-
nen zusammengefasst, die direkt den Un-

ternehmenssektor betreffen (einschließlich
betrieblicher Innovationsförderung). Die
Schwerpunkte 2, 3 und 4 betreffen die flan-
kierende infrastrukturelle Förderung. Auf-
grund der besonderen Bedeutung der För-
derung von Innovationen und Wissen wer-

Schwerpunkt 1:

Förderung betrieblicher
Investitions- und

Innovationsprozesse

Förderung gewerblicher
Investitionen

Förderung von betrieb-
licher Forschung und

Entwicklung sowie tech-
nologieorientierter

Unternehmen

Stärkung unternehme-
rischer Potenziale

Investitionen im Bereich
Hochschulen, Forschung
und Entwicklung sowie

Wissenstransfer

Bildungsinfrastruktur

Informationsgesellschaft
und e-government

Wirtschaftsnahe
Infrastruktur

Verkehrsinfrastruktur

Touristische Infrastruktur

Kleinräumige Förderung
der nachhaltigen
Stadtentwicklung

Förderung der
Umweltinfrastrukturen

Schwerpunkt 2:

Entwicklung innova-
tions-, technologie- und

bildungsorientierter
Infrastrukturen

Schwerpunkt 3:

Wirtschaftsnahe, 
touristische und

Verkehrsinfrastrukturen

Schwerpunkt 4:

Umwelt und städtische
Entwicklung

Schwerpunkt 2: 256 Mio. Euro (17 %)

Schwerpunkt 4: 223 Mio. Euro (15 %)

Technische Hilfe: 30 Mio. Euro (2 %)

Schwerpunkt 3: 330 Mio. Euro (22 %)

Schwerpunkt 1: 660 Mio. Euro (44 %)

Schwerpunkte und Maßnahmen des Operationellen Programms

Finanzielle Gewichtung der Schwerpunkte
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den diesbezügliche Fördertatbestände se-
parat im Schwerpunkt 2 zusammenge-
fasst. Schwerpunkt 3 umfasst vor allem die
direkten unternehmens- und fernabsatz-
orientierten Aspekte der Infrastrukturförde-
rung, während mit der Förderung der nach-
haltigen Stadtentwicklung und der Umwelt-
infrastrukturen in Schwerpunkt 4 vor allem
lokalspezifische, sozio-ökonomische und
ökologische Wachstumspotenziale ange-
stoßen werden sollen.Das umseitige Kreis-
diagramm zeigt die finanzielle Gewichtung

und Aufteilung der Schwerpunkte nach
EFRE-Mitteln einschließlich des Schwer-
punktes Technische Hilfe. Die Mittel der
Technischen Hilfe dienen der Vorbereitung,
Verwaltung, Begleitung, Bewertung, Infor-
mation und Kontrolle des Operationellen
Programms.

Im folgenden Abschnitt werden die einzel-
nen Schwerpunkte, die Maßnahmenberei-
che und die dazu gehörenden Maßnah-
men vorgestellt.

Im Schwerpunkt 1 sind alle Maßnahmen
der gewerblichen Förderung zusammen-
gefasst, und zwar die investive, die betrieb-
liche Forschung und Entwicklung sowie
Beratungsprogramme für Unternehmen.

2.1.1 Unterstützung produktiver Inves-
titionen zur Modernisierung des Kapi-
talstocks und Erhöhung der Produkti-
vität

Der wirtschaftliche Aufholprozess des Lan-
des Brandenburg und der damit erhoffte
Zuwachs an zukunftsfähigen Arbeitsplät-
zen hängen zentral von wettbewerbsfähi-
gen Unternehmensstrukturen ab.Das Land

Unterstützung produktiver 
Investitionen

—  Investitionsförderung im
Rahmen der GA

—  Risikokapitalfonds für die
Bereitstellung von Wagnis-
kapital für KMU

—  Verbesserung der Sicher-
heitensituation für die KMU-
Finanzierung

—  Förderung neuer innovativer
Technologien zur Energie-
erzeugung und -anwendung

Förderung von betrieblicher 
Forschung und Entwicklung

—  Technologieorientierte
Branchennetzwerke und
Technologietransfer

—  Betriebliche FuE-Förderung
—  Innovationsassistent /-in
—  Finanzierungsinstrumente 

für technologieorientierte
Unternehmen

Stärkung unternehmerischer 
Kompetenzen

—  Dienstleistungsangebote 
für Gründer/-innen

—  Betriebswirtschaftliche 
Beratung von KMU

—  Förderung der Markter-
schließung und außenwirt-
schaftlicher Verflechtung

—  Förderung von unterneh-
merischen Netzwerken

2.1  Förderung betrieblicher Investitions- und Innovations-
prozesse (Schwerpunkt 1)

Schwerpunkt 1: Förderung betrieblicher Investitions- und Innovationsprozesse  
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Brandenburg ist insgesamt durch eine
schwache industrielle Basis und die Domi-
nanz von kleinen und mittleren Unterneh-
men gekennzeichnet. Das vorrangige Ziel
der Landesregierung besteht somit weiter-
hin darin, den Bestand an wettbewerbsfä-
higen Unternehmen zu sichern und günsti-
ge Bedingungen für Erweiterungen, Grün-
dungen und Neuansiedlungen zu schaf-
fen. Die Landesregierung hat daher ein ab-
gestimmtes und flexibles Bündel von Maß-
nahmen entwickelt, die an spezifischen Pro-
blemen der Unternehmen ansetzen.

Der strategische Ansatz besteht darin, Fi-
nanzierungshilfen für Investitionen in den
Aufbau moderner Produktionsanlagen und
für technische und organisatorische Inno-
vationen mit einem Beratungsangebot für
bestehende Firmen sowie für Existenzgrün-
dungen zu kombinieren und so einen inte-
grierten Gesamtansatz zu schaffen.

➔
Investitionsförderung im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur“
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Gewerbliche Investitionen werden auch in
Zukunft auf Basis der Bund-Länder-Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) geför-
dert. Die Unterstützung produktiver Investi-
tionen in der gewerblichen Wirtschaft ge-
mäß der GA besteht aus zwei Säulen:
einem Wachstumsprogramm für den Mit-

telstand und der Konzentration auf Bran-
chenkompetenzfelder 3. Das Wachstums-
programm für den Mittelstand gewährt
standortunabhängig finanzielle Hilfen in
Form einer Basisförderung und eines KMU-
Zuschlags für Investitionen bis zu einer
Höhe von 2,5 Mio. Euro und orientiert sich
an der GA-Positivliste. Demgegenüber folgt
die Konzentration auf Branchenkompe-
tenzfelder der grundsätzlichen Neuausrich-
tung der sektoralen und regionalen Ent-
wicklungsstrategie des Landes Branden-
burg für Investitionen über 2,5 Mio. Euro.
Die Förderung erfolgt mit Zuschüssen
und/oder Nachrang-Darlehen aus den
EFRE-Mitteln.

➔
Risikokapitalfonds für die Bereitstel-
lung von Wagniskapital für KMU

Existenzgründungen scheitern häufig dar-
an, dass das Unternehmen keine ausrei-
chende Eigenkapitaldecke aufweist und
dadurch schwierige Unternehmensphasen
nicht überbrückt werden können. Das Fi-
nanzierungsinstrument Risikokapitalfonds
soll als Hebel dienen, um privates Kapital
zu mobilisieren und mit begrenztem Mittel-
einsatz eine hohe Förderwirkung zu errei-
chen. Gleichzeitig geht es darum, die be-
stehenden Unternehmenspotenziale zu
erhalten und weiterzuentwickeln. Gefördert
werden KMU durch Übernahme offener
und stiller Beteiligungen an Kapitalgesell-
schaften. Die Beteiligungen sollen die Un-
ternehmen bei folgenden Vorhaben unter-
stützen:

3 Dazu gehören: Biotechnologe/Life Science, Luft-

fahrttechnik, Medien/IKT, Automotive, Ernährungs-

wirtschaft, Energiewirtschaft /Energietechnologie,

Geoinformationswirtschaft, Holzverarbeitende Wirt-

schaft, Kunststoffe/Chemie, Logistik, Metallerzeugung/

Metallbe- und -verarbeitung/Mechatronik, Mineralöl-

wirtschaft /Biokraftstoffe, Optik,  Papier, Schienenver-

kehrstechnik und Tourismus   
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— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
(Herstellung/Erprobung von Prototypen,
Durchführung von Demonstrations- und
Pilotvorhaben),

— Anpassungsentwicklungen bis zur Markt-
einführung der technisch neuen oder we-
sentlich verbesserten Produkte, Verfah-
ren oder technischen Dienstleistungen.

➔
Verbesserung der Sicherheitensitua-
tion für die KMU-Finanzierung

Beim Zugang zu Finanzmitteln bestehen in
der Gründungsfinanzierung sowie in der
ersten Wachstumsfinanzierungsphase gra-
vierende Mängel. Die geplante Maßnahme
zielt darauf ab, u.a. im Rahmen des Pro-
gramms zur Gründungs- und Wachstums-
finanzierung (GuW) und/oder in einem Pro-
gramm zur Mikrofinanzierung bei unzurei-
chenden Sicherheiten anteilige Haftungs-
freistellungen des Ausfallrisikos der Haus-
banken zu übernehmen, um das Risiko der
privaten Hand zu reduzieren.

Ferner ist ein KMU-Fonds für Mittelstands-
nachrangdarlehen geplant.Dabei soll KMU
aller Branchen ein eigenkapitalstärkendes
Instrument in Form zinsgünstiger nach-
rangiger Darlehen für Investitionen und –
soweit beihilferechtlich zulässig – Betriebs-
mittel zur Verfügung gestellt werden.

➔
Einführung und Erprobung neuer inno-
vativer Technologien zur Energieerzeu-
gung und -anwendung
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

In der Einführung innovativer Technologien
zur Energieerzeugung liegen erhebliche
Potenziale zur Einsparung von Energie.

Darüber hinaus tragen die Technologien
zur Verbesserung der betrieblichen Wett-
bewerbsfähigkeit im Unternehmenssektor
bei, da über eine höhere Energieeffizienz
Kosten gesenkt werden. Die Förderung er-
folgt auf Basis des REN-Programms zur
rationellen Energieverwendung und Nut-
zung erneuerbarer Energiequellen. Geför-
dert werden:

— Einführung und Erprobung neuer inno-
vativer Technologien zur Energieerzeu-
gung und -anwendung in den Bereichen
rationelle Energieverwendung (Energie-
rückgewinnungsanlagen, neue Braun-
kohletechnologien, Wärmepumpenan-
lagen) sowie erneuerbare Energiequel-
len (Anlagen zur energetischen Nut-
zung von Biomasse, Geothermieanla-
gen, Wasserkraftanlagen, thermische
Solaranlagen, Photovoltaikanlagen),

— Braunkohlekraftwerkstechnologien,
— Technologien zur Nutzung erneuerba-

rer Energien,
— Technologien zur Energieeffizienzver-

besserung/Energieeinsparung.

2.1.2 Förderung von betrieblicher For-
schung und Entwicklung, des Techno-
logietransfers und technologieorien-
tierter Unternehmen zur Stärkung der
Innovationsfähigkeit

Die Strategie der Landesregierung besteht
darin, die Anstrengungen zur Erhöhung
der Innovationsfähigkeit des Wirtschafts-
sektors erheblich zu steigern. Dazu wird
ein integriertes Bündel zur betrieblichen
FuE-Förderung und zur Förderung des
Technologietransfers angeboten, welches
auf den strategischen Leitlinien des Lan-
desinnovationskonzeptes basiert. Eine
zentrale Rolle spielen dabei die Branchen-
kompetenzfelder, in denen das Land in Ko-
operation mit Berlin Potenziale für eine
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überregional wettbewerbsfähige wirtschaft-
liche Entwicklung besitzt. Die Förderung
soll maßgeblich auf diese Branchen fokus-
siert werden. Dabei haben unternehmens-
getriebene Netzwerke im Rahmen der
Clusterentwicklung eine besondere Bedeu-
tung. Die Strategie des Landes Branden-
burg setzt somit auch an den Hebeln an,
die die Europäische Union in ihrer Neuaus-
richtung der Lissabon-Strategie im Inno-
vationsbereich für besonders relevant hält.

➔
Technologieorientierte Branchennetz-
werke und Technologietransfer
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg /ZukunftsAgentur
Brandenburg)

Eine hohe Forschungsergiebigkeit der
Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen und die enge Zusammenarbeit mit den
Unternehmen sind Grundlage für einen
erfolgreichen Technologietransfer. Da die
Wirtschaftsentwicklung im Wesentlichen
von den Unternehmen bestimmt wird, soll
sich der Technologietransfer künftig stärker
an der Unternehmensnachfrage orientie-
ren. Entsprechend der neuen Förderstra-
tegie des Landes sollen sich die Transfer-
aktivitäten auf die definierten Branchen-
kompetenzfelder in Berlin und Branden-
burg konzentrieren. In diesen Branchen-
kompetenzfeldern wird perspektivisch min-
destens ein Netzwerk als wichtiger Kno-
ten- und Kristallisationspunkt der wirt-
schaftlichen und technologischen Entwick-
lung aufgebaut. Die Branchen-Transfer-
stellen übernehmen – orientiert an den In-
teressen der jeweiligen Netzwerkpartner –
hauptsächlich die folgenden Aufgaben:

— Recherche des FuE- und des Tech-
nologietransfer-Bedarfs der Netzwerk-
unternehmen,

— Beförderung des Transfers zwischen den
Unternehmen,

— Branchenspezifische Marktbeobachtung,
— Persönliche Kontaktanbahnung und

Kontaktpflege zu Branchenexperten,
— Branchenspezifische Vermittlung von

Experten,
— Initiierung und Management von FuE-

Projekten an Hand des Unternehmens-
bedarfs.

➔
Betriebliche FuE-Förderung
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg /ZukunftsAgentur
Brandenburg)

Die betriebliche FuE-Förderung ist ein wei-
terer wichtiger Pfeiler der Steigerung des
Innovationspotenzials des Unternehmens-
sektors. Innovative Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte, die der Entwicklung von
neuen Produkten, Verfahren und Techno-
logien dienen, sollen auch zukünftig ver-
stärkt unterstützt werden. Die bisherige rei-
ne Zuschussförderung in der betrieblichen
FuE-Projektförderung wird auf eine Kom-
bination aus Zuschuss und Darlehen um-
gestellt. Das Instrument der stillen Beteili-
gung wird weiterentwickelt, damit es der
prognostizierten betriebswirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit und insbesondere der
künftigen Liquidität eines geförderten Un-
ternehmens angepasst werden kann.

➔
Innovationsassistent /-innen
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg /ZukunftsAgentur
Brandenburg)

Auch der „Transfer über die Köpfe“ ist ein
zentrales Instrument zur Steigerung der
Innovationsfähigkeit der kleinen und mittle-
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ren Unternehmen. Die Förderung der Be-
schäftigung von Hochschul- und Fachhoch-
schulabsolvent/-innen als Innovationsassis-
tent /-innen ist deshalb ein weiterer Be-
standteil der Innovationsstrategie des Lan-
des Brandenburg.

➔
Finanzierungsinstrumente für techno-
logieorientierte Unternehmen
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg /ZukunftsAgentur
Brandenburg)

Die Förderprogramme des Landes sollen
verstärkt der Anregung privater Kapitalge-
ber zur Beteiligung an Technologieunter-
nehmen dienen. Nach den Vorbildern des
High-Tech-Gründerfonds und weiterer Be-
teiligungsprogramme des Bundes ist ein
Co-Venturing zwischen Förderprogrammen
des Landes und privaten Kapitalgebern
geplant.

Mit der Einrichtung von Risikovorsorge-
instrumenten kann ein Beitrag zur Absi-
cherung der Finanzierungsrisiken in der
Forschungs- und Entwicklungsphase ge-
leistet und damit eine Erleichterung für An-
schlussinvestments von Venture Capital-
Gesellschaften geschaffen werden.

Es sollen darüber hinaus weitere Instru-
mente – z.B. in Form von Fondslösungen,
die Verbesserung der Frühphasenfinanzie-
rung durch Bereitstellung von Seed-Kapi-
tal – angeboten werden, die auf die Be-
dürfnisse technologieorientierter Unterneh-
men mit in der Regel risikobehafteten In-
vestitionsvorhaben zugeschnitten sind. Der
Hintergrund der Überlegungen ist, dass die
Umsetzung geplanter technologieorientier-
ter Vorhaben von KMU häufig daran schei-
tert, dass die Unternehmen die Gesamt-
finanzierung nicht sicherstellen können.

2.1.3 Stärkung unternehmerischer Kom-
petenzen 

Die Kompetenzen und Kapazitäten von
Unternehmern, Gründern und Mitarbeitern
in betriebswirtschaftlichen, organisatori-
schen und technischen Fragestellungen
sind weitere zentrale  Einflussfaktoren beim
Aufbau wettbewerbsfähiger Unternehmens-
strukturen.

➔
Dienstleistungsangebote für Gründer/-
innen im Rahmen von Gründungsinitia-
tiven
(Ansprechpartner: Ministerium für Wirt-
schaft des Landes Brandenburg)

Es werden Projekte gefördert, die private
und öffentliche Aktivitäten zur Gründungs-
förderung (z.B. Finanzierungs- und  Bera-
tungsangebote) unterstützen und ergän-
zen. Im Einzelnen sind Projekte u.a. in den
folgenden Bereichen möglich: Unterstüt-
zung von privaten Mikrofinanzierungsins-
trumenten (z.B. durch Beteiligung an Ga-
rantiefonds), von Gründungsaktivitäten in
Schulen, Berufsausbildungseinrichtungen
und Hochschulen sowie zielgruppenorien-
tierte Informations- und Beratungsangebo-
te (z.B. für Frauen und Migrant /-innen).

➔
Betriebswirtschaftliche Beratung von
kleinen und mittleren Unternehmen
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Ziel der Maßnahme ist die Verbesserung
der Wettbewerbs- und Anpassungsfähig-
keit sowie der Innovationskraft kleiner und
mittlerer Unternehmen. Die Mittel dienen
der Förderung von Beratungs- und Schu-
lungsleistungen durch qualifizierte externe
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Sachverständige und beschränken sich
auf Unternehmen des produzierenden Ge-
werbes sowie produktionsnaher Dienst-
leistungsunternehmen gemäß der Positiv-
liste der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“.

Das Spektrum der Angebote umfasst vor
allem wirtschaftliche, technische, finanziel-
le, personalwirtschaftliche und organisato-
rische Probleme der Unternehmensfüh-
rung oder die Einführung und Weiter-
entwicklung von Qualitäts- und Umwelt-
managementsystemen.

➔
Förderung der Markterschließung und
außenwirtschaftlichen Verflechtung
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Aufgrund der unzureichenden Einbindung
der brandenburgischen Wirtschaft in die
internationale Arbeitsteilung sollen in der
neuen Förderperiode verstärkt Vorhaben
zur Förderung der außenwirtschaftlichen
Verflechtung insbesondere von KMU un-
terstützt werden. Die Fördermaßnahme
soll daher dazu dienen, erste internationa-
le Markterschließungsmaßnahmen (u.a.

Gemeinschaftsstände auf Messen) von
brandenburgischen KMU von der Vorberei-
tung bis zur Durchführung mit Beratungs-,
Schulungs- und Coachingmaßnahmen zu
begleiten und auf diese Weise noch fehlen-
de Außenwirtschaftskompetenz aufzubau-
en und die Wettbewerbsfähigkeit zu stär-
ken.

➔
Förderung von unternehmerischen Netz-
werken
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg /ZukunftsAgentur
Brandenburg)

Als weiteres Instrument zur Unterstützung
unternehmerischer Potenziale dient die
Förderung von Kooperationen und Netz-
werken. Es sollen transformations- und
betriebsgrößenbedingte Nachteile von KMU
abgebaut und die räumliche Konzentration
einer Branche zum Wettbewerbsvorteil ent-
wickelt werden. Mit der Förderung sollen
vor allem gemeinsame Aktivitäten zur Ver-
besserung des Standortumfelds und der
Erschließung überregionaler Märkte sowie
der schnelleren Umsetzung von Inno-
vationen in neue Produkte und Verfahren
initiiert und qualifiziert vorbereitet werden.
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Investitionen in innovations- und technolo-
gieorientierte Infrastrukturen einschließlich
der Informations- und Kommunikations-
technologie sind neben der unternehmens-
bezogenen Förderung die zweite Säule der
integrierten Innovationspolitik des Landes.

2.2.1 Investitionen im Bereich Hoch-
schulen, Forschung und Entwicklung
sowie Wissenstransfer

➔
Wettbewerbs- und zukunftsfähige Hoch-
schulen
(Ansprechpartner: Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg)

Mit dem EFRE soll das FuE-Potenzial der
Hochschulen verstärkt zum Vorteil der Un-
ternehmen und zur Verbesserung der Be-
schäftigungslage nutzbar gemacht wer-
den. Es ist geplant, die gerätetechnische
Ausstattung für wirtschaftsnahe Forschung
sowie die hierfür notwendigen baulichen
Grundvoraussetzungen an Universitäten
und Fachhochschulen zu verbessern, da-
mit über die Erfüllung der öffentlichen Auf-
gaben hinaus gezielt Forschung und Ent-
wicklung mit Blick auf die Bedürfnisse in
der regionalen Wirtschaft geleistet werden
kann. Darüber hinaus werden innovative
und anwendungsorientierte Studiengänge
unterstützt, denen eine hohe Bedeutung
für die wirtschaftliche Entwicklung des Lan-
des zukommt.Die Förderung soll auch über
Public-Private-Partnership-Modelle mög-
lich sein.

2.2  Entwicklung innovations-, technologie- und bildungs-
orientierter Infrastrukturen (Schwerpunkt 2)

Investitionen im Bereich
Hochschulen, Forschung und

Entwicklung sowie
Wissenstransfer

—  Wettbewerbs- und zukunfts-
fähige Hochschulen

—  Zukunft durch Forschung –
Investitionen für die Exzellenz
der außeruniversitären
Forschung/Agrarforschung 

—  e-learning und e-knowledge -
Förderung der Informations-,
Kommunikations- und Medien-
ausstattung 

—  Wissens- und Technologie-
transfer für Innovationen

Bildungsinfrastruktur

—  Zielgruppenorientierte
Modellvorhaben im Bereich
Bildung 

—  Ausstattungsergänzung und 
-erneuerung mit Schwer-
punkt IT-Ausstattung an
Oberstufenzentren und ande-
ren Schulen mit gymnasialer
Oberstufe

Informationsgesellschaft und
e-government

—  Geodateninfrastruktur

Schwerpunkt 2: Entwicklung innovations-, technologie- und 
bildungsorientierter Infrastrukturen
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➔
Zukunft durch Forschung – Investitio-
nen für die Exzellenz der außeruniversi-
tären Forschung
(Ansprechpartner: Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg / Ministerium für
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Ver-
braucherschutz des Landes Branden-
burg)

Mit dem weiteren Auf- und Ausbau der In-
frastruktur im Bereich der wirtschaftsrele-
vanten öffentlich geförderten Forschung
soll das FuE-Potential Brandenburgs ge-
stärkt werden. Die geplante Förderung von
Bauvorhaben, Ersteinrichtungen sowie Ge-
räteausstattungen an außeruniversitären
wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen
wird die Attraktivität der Standorte nach-
haltig erhöhen. Ziel ist es, die Rahmenbe-
dingungen für Kooperationen zwischen For-
schungsinstitutionen und Wirtschaftsunter-
nehmen so zu gestalten, dass Forschungs-
ergebnisse verstärkt auch durch Branden-
burger Unternehmen verwertet werden kön-
nen und diese in die Lage versetzt werden,
ihr Innovationspotenzial zu entfalten. Die
Förderung konzentriert sich insgesamt auf
Fachbereiche und Branchen, in denen das
Land bereits nachgewiesene Kompeten-
zen und Stärken besitzt.

Ein weiterer Bereich ist die Förderung der
Agrar- und Umweltforschungseinrichtun-
gen. Sie ist ausgerichtet auf die Ausschöp-
fung der Potenziale der Wissenschafts-
und Forschungsstruktur zur Stärkung der
Innovationsfähigkeit von Landwirtschaft,
Gartenbau, Fischereiwirtschaft und Lebens-
mittel verarbeitender Industrie vorzugs-
weise in kleinen und mittleren Unterneh-
men sowie die Förderung des Qualifi-
kationsniveaus durch Optimierung der
Aus- und Weiterbildung in den Grünen Be-
rufen.

➔
e-learning und e-knowledge – 
Förderung der Informations-, Kommuni-
kations- und Medienausstattung zur Er-
höhung des Einsatzes von Multimedia
in Lehre und Forschung
(Ansprechpartner: Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg)

Multimediale Lehr- und Lernmodule gehö-
ren zum Standardangebot von Hochschu-
len, damit sie ihre Funktion als Lehr- und
Forschungsstätte sowie als Akteur der
beruflichen Weiterbildung wahrnehmen
können. Die Voraussetzungen der Bran-
denburger Hochschulen werden hierzu
weiterentwickelt. Gefördert werden die Ein-
richtung von multimedialen Studiengän-
gen, digitalen Bibliotheken sowie Lehr- und
Lernformen.

➔
Wissens- und Technologietransfer für
Innovationen
(Ansprechpartner: Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg)

Der Technologie- und Wissenstransfer zwi-
schen Wissenschaftseinrichtungen und
Unternehmen soll verbessert und unter-
stützt werden. Die Förderung konzentriert
sich auf innovative FuE-Vorhaben von
Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, die in Kooperation
mit der regionalen Wirtschaft umgesetzt
werden.

2.2.2 Bildungsinfrastruktur 

Das Qualifikationsniveau der Bevölkerung
und in diesem Zusammenhang die allge-
meine und berufliche Bildung nehmen in-
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nerhalb der Wachstums- und Beschäfti-
gungsagenda der Europäischen Kommis-
sion sowie in Bezug zur Umsetzung der
Lissabonstrategie eine zentrale Rolle ein.
Das hohe Ausbildungsniveau und der im
Vergleich zum nationalen Durchschnitt ho-
he Anteil der Beschäftigten mit abge-
schlossener Berufsausbildung oder Hoch-
schulbildung sind in Brandenburg zwei der
wichtigsten Potenzialfaktoren.

➔
Zielgruppenorientierte Modellvorhaben
im Bereich Bildung
(Ansprechpartner: Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport des Landes
Brandenburg)

Im Rahmen der Modellvorhaben sollen
Investitionen zur Verbesserung der Aus-
stattung und damit verbundene Umbau-
maßnahmen gefördert werden, die zu ei-
ner stärkeren Kopplung der Schulausbil-
dung mit dem Berufsleben und den Be-
dürfnissen der regionalen Wirtschaft füh-
ren. Dabei handelt es sich um investive
Maßnahmen, die über die pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe der Schul- und sonsti-
gen Bildungsträger hinausgehen.

In der ersten Gruppe der Modellvorhaben
geht es darum, herkömmliche Angebots-
formen von Weiterbildungsstandorten zu
erweitern und die Vermittlung von Schlüs-
selqualifikationen, wie z. B. Medienkompe-
tenz, zu stärken. Vor dem Hintergrund der
in den nächsten Jahren zu erwartenden
Halbierung des Arbeitskräftenachwuchses
besteht außerdem die Notwendigkeit, das
Segment hochqualifizierter Fachkräfte po-
tenzial- und bedarfsgerecht zu fördern.
Hierzu soll ein Netz von Schulen zu „Exzel-
lenz-Zentren“ entwickelt werden.

Die zweite Gruppe der Modellvorhaben
sieht in einem strategischen Konzept die
Auswahl von bis zu 35 Schulen im Land
vor, die durch sechs regional verteilte
„Stützpunkte der Begabtenförderung“ in
ihrer Arbeit unterstützt werden.

Angesichts der demographischen Heraus-
forderung und der steigenden Ansprüche
an die Ausbildungsfähigkeit zukünftiger
Fachkräfte ist es schließlich das Ziel der
dritten Gruppe der Modellvorhaben, insge-
samt eine Verbesserung der schulischen
Leistungen und sozialen Kompetenzen
brandenburgischer Kinder und Jugendli-
cher zu erreichen.

➔
Ausstattungsergänzung und -erneue-
rung mit Schwerpunkt IT-Ausstattung
an Oberstufenzentren (OSZ) und ande-
ren Schulen mit gymnasialer Oberstufe
(Ansprechpartner: Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport des Landes
Brandenburg)

Die Situation im Bereich der beruflichen
Bildung ist dadurch gekennzeichnet, dass
eine immer stärkere Durchdringung aller
Ausbildungsbereiche mit modernen Me-
dien und mediengestützten Produktions-
technologien stattfindet.Die Ausstattung der
Oberstufenzentren als Lernort im Rahmen
der dualen Berufsausbildung muss diesen
Ansprüchen gerecht werden.Mit der zielge-
richteten Ergänzung bei der IT-Ausstattung
soll gerade in den gymnasialen Oberstufen
mit Blick auf eine Verbesserung der Stu-
dierfähigkeit auch die Möglichkeit eröffnet
werden, stärker IT-gestütztes Lernen in
diesem Bereich zu realisieren.
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2.2.3 Informationsgesellschaft und 
e-government

➔
Geodateninfrastruktur
(Ansprechpartner: Ministerium des In-
nern des Landes Brandenburg)

Das Land Brandenburg unterstützt die
Ausstattung und Anwendung von moder-
nen Informations- und Kommunikations-
technologien in verschiedenen Bereichen
des Operationellen Programms. Eine
Schlüsselfunktion bei der Förderung der
Informationsgesellschaft kommt auch dem
e-government zu. Gemäß der strategi-
schen Ausrichtung konzentriert sich die
Förderung auf die Bereiche, in denen di-
rekte Effekte für die gewerbliche Wirtschaft

und die Entwicklung der Humanressour-
cen erwartet werden können.Die Förderung
der Geodateninfrastruktur leistet dazu ei-
nen Beitrag.

Der Aufbau einer Geodateninfrastruktur
soll insbesondere den KMU des Landes
Brandenburg nutzen. Der ungehinderte
Fluss von Geodaten lässt die Entstehung
neuer Wertschöpfungsketten insbesonde-
re bei KMU mit positiven Auswirkungen
auch für den Arbeitsmarkt erwarten (u.a.
durch die Entwicklung und den Vertrieb
neuer Produkte, durch Betreibung von Por-
talen sowie durch den verbesserten Zu-
gang zu zentralen Informationen über die
entstehenden Portale und damit verbunde-
ne Kostenersparnisse und Effizienzgewin-
ne).

Der Schwerpunkt 3 konzentriert sich auf
Förderungen mit Bezug zur Verbesserung
der wirtschaftsnahen, touristischen und Ver-
kehrsinfrastrukturen (siehe Tabelle S. 20).

2.3.1 Wirtschaftsnahe Infrastruktur

➔
Förderung der wirtschaftsnahen Infra-
struktur im Rahmen der GA
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Vor dem Hintergrund der Neuausrichtung
der Wirtschaftsförderung in Brandenburg
soll die Förderung der wirtschaftsnahen
Infrastrukturen in Zukunft bedarfsgerecht
und zielgenau vor allem auf die Stärkung
der identifizierten Regionalen Wachstums-
kerne (RWK) ausgerichtet sein. Hier wer-

den wirtschaftsnahe Infrastrukturen daher
zukünftig prioritär gefördert, dass heißt
analog zur betrieblichen Investitionsförde-
rung wird gegenüber den Standorten au-
ßerhalb der RWK ein Zuschlag (Potenzial-
förderung) gewährt. Damit soll, zusammen
mit den anderen Maßnahmen in den RWK
in Zukunft eine integrierte und schwer-
punktübergreifende Förderung bestehen-
der Netzwerke und Cluster gewährleistet
werden.

Unabhängig von der räumlichen und sek-
toralen Fokussierung der Förderung wird
in der künftigen Förderperiode auch ver-
stärkt darauf abgezielt, Instrumente für
eine möglichst bedarfsgerechte Erschlie-
ßung und Erweiterung von Gewerbeflä-
chen einzuführen und somit zu gewährlei-
sten, dass künftige Überkapazitäten ver-
mieden werden.

2.3  Wirtschaftsnahe, touristische und Verkehrs-
infrastrukturen (Schwerpunkt 3)



➔
Flughafenumfeldentwicklung des Air-
port Berlin Brandenburg International
(BBI)
(Ansprechpartner: Ministerium für Wirt-
schaft des Landes Brandenburg /Minis-
terium für Infrastruktur und Raumord-
nung des Landes Brandenburg)

Von besonderer Bedeutung im Rahmen
der wirtschaftsnahen Infrastrukturförde-
rung erweist sich die Flughafenumfeldent-
wicklung des Airport Berlin Brandenburg
International (BBI). Im Rahmen der Umset-
zung der Gesamtstrategie sollen infra-
strukturelle Vorhaben gefördert werden,
die zur Entwicklung des Wirtschaftsstand-
ortes im Flughafenumfeld beitragen. Hier
geht es insbesondere um die Erschließung
und verkehrliche Anbindung von Gewerbe-
gebieten, auf denen sich einerseits flugha-
fenaffine Dienstleistungen und Logistikun-
ternehmen ansiedeln können. Darüber hin-
aus sollen optimale Standortbedingungen
für Unternehmen aus dem verarbeitenden
Gewerbe geschaffen werden, für die die
Nähe zum Flughafen von besonderer Be-
deutung ist.

2.3.2 Verkehrsinfrastruktur 

Eine bedeutende Schlüsselrolle im Rah-
men der infrastrukturellen Potenzialfakto-
ren spielt die Förderung der Verkehrsinfra-
struktur, deren regionale Struktur und Ein-
bindung in überregionale Netze nicht nur
eine zentrale Voraussetzung zur Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit insge-
samt, sondern auch eine Grundbedingung
dafür ist, dass es im Hinblick auf die besse-
re Erreichbarkeit von Wachstumszentren
zu einer verstärkten Konzentration der ge-
samten (Infrastruktur-)Förderung in den
Regionalen Wachstumskernen (RWK) kom-
men kann.

➔
Förderung der Straßenverkehrsinfra-
struktur (einschl. Brückenbau und stra-
ßenbegleitende Radwege)
(Ansprechpartner: Ministerium für Infra-
struktur und Raumordnung des Landes
Brandenburg)

Das vorrangige Ziel dieser Maßnahme
besteht darin, mit der Förderung der Stra-
ßeninfrastruktur wirtschaftliche Aktivitäten
auszulösen bzw. zu stabilisieren. Regio-

20 Schwerpunkte und Maßnahmen

Wirtschaftsnahe Infrastruktur

—  Förderung der wirtschafts-
nahen Infrastruktur im
Rahmen der GA

—  Flughafenumfeldentwicklung
des Airport Berlin Branden-
burg International (BBI)

Verkehrsinfrastruktur

—  Straßenverkehrsinfrastruktur 
— Schienenpersonennahverkehr 
—  Güterverkehrszentren und

Einrichtungen des kombinier-
ten Verkehrs

Touristische Infrastruktur

—  Aktivtourismus (Rad-, Was-
ser- und Wandertourismus)

—  Kulturtourismus im weiteren
Sinne

—  naturnaher Tourismus
—  Gesundheits- und Wellness-

tourismus 
—  Tagungstourismus

Schwerpunkt 3: Wirtschaftsnahe, touristische und Verkehrsinfrastrukturen



21Schwerpunkte und Maßnahmen

nale Wachstumskerne und Wirtschafts-
standorte sollen durch verkehrsinfrastruk-
turelle Vorhaben gezielt unterstützt und
befördert werden. Die Förderung konzen-
triert sich vor diesem Hintergrund in erster
Linie auf das Landesstraßennetz. Es wer-
den nur Vorhaben gefördert, deren Dring-
lichkeit und Bauwürdigkeit nach volkswirt-
schaftlichen und regionalen Aspekten ge-
prüft wurde. Die demographische Entwick-
lung, siedlungsstruktureller Wandel und
steigender Grenzverkehr infolge der EU-
Erweiterung werden dabei berücksichtigt.

➔
Förderung des Schienenpersonennah-
verkehrs (SPNV)
(Ansprechpartner: Landesamt für Bau-
en und Verkehr / InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Die Interventionen zielen einerseits auf die
Verbesserung der SPNV-Anbindung zen-
traler Orte und damit der Regionalen Wachs-
tumskerne ab. Darüber hinaus soll die bes-
sere Verknüpfung von Verkehrsträgern
erreicht werden.

Da die DB Netz AG Eigentümer der Tras-
sen ist, können notwendige Streckener-
tüchtigungen nur in enger Kooperation mit
der Bahn erfolgen. Im Rahmen der Umset-
zung der Maßnahme dürften die prioritären
Einsatzfelder wie in der vergangenen För-
derperiode bei der Verbesserung von Ver-
knüpfungspunkten und Zugangsstellen lie-
gen.

➔
Förderung von Güterverkehrszentren
und Einrichtungen des kombinierten
Verkehrs
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Ein wichtiger Strategiebaustein der Inte-
grierten Verkehrspolitik der Landesregie-
rung besteht in der besseren Verknüpfung
der Verkehrsträger. Gegenstand der Maß-
nahme ist die Weiterentwicklung der Gü-
terverkehrs- und Logistikzentren (ein-
schließlich der zentralen Anlagen des Kom-
binierten Ladungsverkehrs) zu intermoda-
len Schnittstellen.

2.3.3 Touristische Infrastruktur 
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Neben Maßnahmen im Infrastrukturbereich
auf Grundlage der vorhandenen Stärken
sollen gezielte Maßnahmen zur Erhöhung
der infrastrukturellen Qualitätsstandards
(Stichwort: Zertifizierung) in den einzelnen
Themenfeldern des Tourismus erfolgen.
Dabei ist die zentrale Zielstellung der Infra-
strukturförderung im Fremdenverkehr dar-
auf ausgerichtet, den Beitrag des Touris-
mus zu Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstum zu steigern, indem Infrastruktu-
ren vor allem in solchen thematischen Be-
reichen und Räumen entwickelt, ausge-
baut und verbessert werden, in denen sie
zielgerichtet den größten Beitrag zur Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit des Tou-
rismusgewerbes leisten können.

Themenfelder sind:

— der Aktivtourismus (Rad-, Wasser- und
Wandertourismus),

— der Kulturtourismus im weiteren Sinne, 
— der naturnahe Tourismus,
— der Gesundheits- und Wellnesstouris-

mus sowie der  
— Tagungstourismus.

Die Förderung kommunaler Kulturinvesti-
tionen wird weitergeführt.
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Im Schwerpunkt 4 werden alle infrastruktu-
rellen Förderungen mit Bezug zur Umwelt
sowie die kleinräumige Förderung der städ-
tischen Entwicklung zusammengefasst.

2.4.1 Kleinräumige Förderung der nach-
haltigen Stadtentwicklung
(Ansprechpartner: Landesamt für Bauen
und Verkehr / InvestitionsBank des Lan-
des Brandenburg)

Die städtischen Zentren des Landes sollen
in ihrer Rolle als Wachstumsmotoren für ihr
vornehmlich ländlich geprägtes Umland
gestärkt werden. Die Maßnahme ist auf die
in den Städten mit ihren innerstädtischen
Kernen und Quartieren vorhandenen Pro-
bleme und Potenziale ausgerichtet. Als
Basis der Förderung dienen „Integrierte
Stadtentwicklungskonzepte“ (INSEK). An-
knüpfend an die Erfahrungen aus der Ge-

meinschaftsinitiative URBAN II werden 12
bis 15 Städte ausgewählt. Über die Auf-
nahme in die EFRE-Förderung entschei-
det die Qualität der INSEK, wobei bei ver-
gleichbarer Qualität den ausgewiesenen
RWK ein Vorrang eingeräumt wird. Das
Förderspektrum umfasst dabei konkret die
folgenden Handlungsfelder:
— Maßnahmen der kleinräumigen Wirt-

schaftsförderung: Stärkung und Stabili-
sierung der Städte, Quartiere und In-
nenstädte als Wirtschafts-, Handels- und
Infrastrukturstandorte,

— Beseitigung städtebaulicher und ökolo-
gischer Missstände, Reaktivierung und
Renaturierung von Brachflächen, At-
traktivitäts- und Funktionssteigerung der
öffentlichen Räume, Entflechtung von
Nutzungskonflikten, Verbesserung des
Stadtbildes, Verbesserung der Aufent-
haltsqualität städtischer Räume für alle
Bevölkerungsgruppen,

2.4  Umwelt und städtische Entwicklung (Schwerpunkt 4)

Kleinräumige Förderung der
nachhaltigen Stadtentwicklung

Förderung der Umweltinfrastrukturen

—  Maßnahmen der kleinräumigen Wirtschafts -
förderung

—  Beseitigung städtebaulicher und ökologischer
Missstände

—  Umbau, Ertüchtigung und Anpassung der so-
zialen Infrastrukturen

—  Umbau, Sanierung und Anpassung der bildungs-
bezogenen Infrastrukturversorgung

—  Verbesserung städtischer Verkehrsverhältnisse
—  Stadtteilmanagement und -marketing
—  „Urban Culture“: Modernisierung, Profilierung

und demographische Anpassung der kulturellen
Infrastrukturen und Einrichtungen in den Städten
sowie Erhaltung und Inwertsetzung des histori-
schen und kulturellen Erbes

—  Umstrukturierung der Abfallwirtschaft im Be-
reich der Restabfallentsorgung

—  Vorhaben des Immissionsschutzes und zur Be-
grenzung energiebedingter Umweltbelastungen

—  Öffentliche Wasserversorgung und öffentliche
Abwasserbeseitigung, Konversion

Schwerpunkt 4: Umwelt und städtische Entwicklung
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— Verbesserung der städtischen Verkehrs-
verhältnisse im Zusammenhang mit der
angestrebten Standortaufwertung und
Umweltverbesserung,

— Umbau, Ertüchtigung und Anpassung
der sozialen Infrastrukturen im Zusam-
menhang mit dem Wandel der Stadt-
und Nutzerstruktur, 

— Umbau, Sanierung und Anpassung der
bildungsbezogenen Infrastrukturversor-
gung an die demographische Entwick-
lung,

— Stadtteilmanagement und -marketing:
Stabilisierung und Aktivierung der Be-
wohner- und Nutzerstrukturen in den In-
nenstädten und Stadtquartieren, Netz-
werkarbeit, Schaffung selbsttragender
Bewohnerorganisationen, Unterstützung
der Familien und Senioren im Quartier,

— „Urban Culture“: Modernisierung, Profi-
lierung und demographische Anpas-
sung der kulturellen Infrastrukturen und
Einrichtungen in den Städten sowie Er-
haltung und Inwertsetzung des histori-
schen und kulturellen Erbes.

2.4.2 Förderung der Umweltinfrastruk-
turen 

Im Rahmen der Umweltinfrastrukturförde-
rung werden vor allem Tatbestände unter-
stützt, die Synergien zwischen Umwelt und
Wachstum stärken können und dabei die
Rahmenbedingungen verbessern, die der
wirtschaftlichen Entwicklung, Wachstum
und Beschäftigung bislang entgegenste-
hen.

➔
Umstrukturierung der Abfallwirtschaft
im Bereich der Restabfallentsorgung
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg sowie Landesum-
weltamt Brandenburg)
Vorrangige Aufgabe im Bereich der Bran-
denburger Abfallwirtschaft ist es, die be-
reits begonnene und durch die EU-Depo-
nierichtlinie obligatorische Sanierung/Re-
kultivierung geschlossener Deponien zü-
gig fortzuführen, um die von ihnen auf die
in der Regel in unmittelbarerer Nähe be-
findlichen Siedlungsbereiche ausgehen-
den Umweltbelastungen so schnell wie
möglich zu minimieren. Es sollen dabei
vorrangig Kommunen gefördert werden,
die keine gesetzliche Entsorgungspflicht
haben und damit objektiv keine oder keine
ausreichenden Rückstellungen zur Sanie-
rung/Rekultivierung ihrer Deponien bilden
konnten. Das zweite Ziel im Rahmen der
Deponiesanierung ist die Stabilisierung
und Optimierung der durch die EU-Depo-
nierichtlinie obligatorischen Restabfallbe-
handlung. Die Mittel sollen entsprechend
für die technischen Optimierungs- und
Ausstattungsinvestitionen in den Abfallbe-
handlungsanlagen verwendet werden.

➔
Vorhaben des Immissionsschutzes und
zur Begrenzung energiebedingter Um-
weltbelastungen
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg sowie Landesum-
weltamt Brandenburg)

Fördergegenstände im Rahmen des Im-
missionsschutzes sind v.a. Investitions-
maßnahmen im kommunalen Bereich (mehr
als 90% der Vorhaben), durch die verkehrs-
bedingte Lärm- und Luftimmissionen in
Kommunen reduziert werden sollen. Ne-
ben verschiedenen Vorhaben des Verkehrs-
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und Mobilitätsmanagements sollen dabei
auch Infrastrukturen für emissionsarme
alternative Kfz-Antriebe unterstützt wer-
den. Zudem werden emissionsarme Anla-
gen und Infrastrukturen in KMU gefördert.
Als Beitrag zum Schutz des Klimas und der
Ressourcen werden im Rahmen dieser
Maßnahme in den RWK sowie in Städten
mit besonderer inhaltlicher Ausrichtung auf
Umwelt- und Klimaschutzstandards v.a.
kommunale Investitionsvorhaben gefördert,
die auf CO2- Emissionsminderungen, effi-
ziente Energieverwendung, dezentrale Kraft-
Wärme-Kopplung, den Einsatz erneuerba-
rer Energien und den erhöhten Wärme-
schutz im Neubaubereich und Gebäude-
bestand ausgerichtet sind.

➔
Öffentliche Wasserversorgung und 
öffentliche Abwasserbeseitigung
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg)

Trotz der mittlerweile hohen Anschlussgra-
de im Trink- und Abwasserbereich besteht
noch Investitionsbedarf bei der öffentlichen
Wasserver- und Abwasserentsorgung. Die
Förderung beschränkt sich räumlich gese-
hen bedarfsgemäß auf die Infrastrukturen
in den RWK.

Der Schwerpunkt bei der Wasserversor-
gung liegt dabei in der Sanierung bzw.
Erneuerung von alten Anlagen, Leitungen
und vor allem Wasserwerken. Im Bereich
der öffentlichen Abwasserbeseitigung wird
die Sanierung der bestehenden Anlagen
und Leitungen gefördert. Ergänzend zu
den notwendigen Maßnahmen der Auf-
gabenträger soll zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit der Wasserver- und Abwas-
serentsorgung durch den Einsatz der För-
dermittel ein Beitrag zur Gebührenstabilität
geleistet werden.

➔
Konversion
(Ansprechpartner: InvestitionsBank des
Landes Brandenburg sowie Ministerium
für Wirtschaft des Landes Brandenburg)

Im Rahmen der Maßnahme sollen Zuwen-
dungen zur Beseitigung militärischer Hin-
terlassenschaften mit dem Ziel der Ent-
wicklung dieser Flächen für eine zivile
Nachnutzung eingesetzt werden. Im Hin-
blick auf die zivile und möglichst wirt-
schaftsnahe Nachnutzung werden Stand-
orte in den RWK prioritär behandelt, d.h.
die Erschließung von Konversionsflächen
für spezifische Ansiedlungsvorhaben hat
Vorrang. Außerdem werden bei der Reakti-
vierung der Flächen die Themen der Tou-
rismuskonzeption berücksichtigt. Gefördert
werden die folgenden Tatbestände:

— Flächenfreilegung und -sanierung in
Verbindung mit innerer verkehrlicher
und technischer Erschließung sowie
äußerer Erschließung im Umgebungs-
bereich, 

— Maßnahmen zur Sicherung, Sanierung,
Umbau und ggf. Einrichtung früher mili-
tärisch genutzter Gebäude für wirt-
schaftsrelevante oder touristische Nach-
nutzung,

— Maßnahmen zur Kampfmittelräumung
und zur Herstellung gefahrloser Zu-
gänglichkeit,

— Maßnahmen zum Schutz und zur Ver-
besserung der Umwelt, wie Vorberei-
tung und Durchführung von Abriss,
Beräumung, Entsiegelung, Altlastenbe-
seitigung und Geländeaufbereitung,
Bodensanierung sowie Rückbau von
Militärbauten,

— Maßnahmen zur Herstellung von Wan-
der- und Radwegen im Zusammenhang
mit der Tourismuskonzeption.



Die Verantwortung für die Umsetzung des
Operationellen Programms liegt beim Mi-
nisterium für Wirtschaft als Verwaltungs-
behörde.

Die Verwaltungsbehörde überträgt die Auf-
gaben der Annahme, Prüfung und Geneh-
migung von Anträgen auf Erstattung von
Ausgaben sowie die Bewilligung, Ausfüh-
rung und Verbuchung von Zahlungsmitteln
an Begünstigte an ihre Geschäftsbesor-
gerin, die InvestitionsBank des Landes
Brandenburg (ILB). Die ILB ist Ansprech-
partner für die Mehrzahl der Maßnahmen.

Weiterhin überträgt die Verwaltungsbehör-
de Aufgaben an EFRE-Mittel einsetzende
Fachreferate des MW sowie andere Res-
sorts für einzelne Förderprogramme. So-
fern diese Ressorts nicht auf die Geschäfts-
besorgung durch die InvestitionsBank des
Landes Brandenburg zurückgreifen, han-
deln sie als Verwaltungen, denen durch das
Wirtschaftsministerium eine Bewirtschaf-
tungsbefugnis zum Einsatz ihrer EFRE-
Mittel erteilt wird.

Ansprechpartner

Ministerium für Wirtschaft (MW) 
des Landes Brandenburg
Verwaltungsbehörde
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam
Tel.: (03 31) 8 66 - 1713
www.mw.brandenburg.de 

Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kultur (MWFK)
des Landes Brandenburg
Dortustraße 36
14467 Potsdam
Tel.: (03 31) 8 66 - 0
www.mwfk.brandenburg.de 

Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport (MBJS) des Landes
Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam
Tel.: (03 31) 8 66 - 0
www.mbjs.brandenburg.de 

Ministerium für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
(MLUV) des Landes Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 103 
14473 Potsdam 
Tel.: (03 31) 8 66 - 0
www.mluv.brandenburg.de

Ministerium des Innern (MI)
des Landes Brandenburg
Henning-von-Tresckow-Str. 9 – 13
14467 Potsdam
Tel.: (03 31) 8 66 - 0
www.mi.brandenburg.de 

Umsetzung des Programms und
Ansprechpartner

3.
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Ministerium für Infrastruktur und
Raumordnung (MIR) des Landes
Brandenburg
Henning-von-Tresckow-Str. 2 – 8
14467 Potsdam
Tel.: (03 31) 8 66 - 0
www.mir.brandenburg.de 

InvestitionsBank des Landes
Brandenburg (ILB)
Steinstraße 104 – 106
14480 Potsdam
Tel.: (03 31) 6 66 - 0
www.ilb.de 

ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH
(ZAB)
Steinstraße 104 – 106
14480 Potsdam
Tel.: (03 31) 6 60 - 38 30
www.zab-brandenburg.de 

Landesamt für Bauen und Verkehr
(LBV)
Lindenallee 51
15366 Dahlwitz-Hoppegarten
Tel.: (0 33 42) 3 55 - 0
www.lbv.brandenburg.de

Landesumweltamt Brandenburg (LUA)
Seeburger Chaussee 2
14476  Potsdam
Tel.: (03 32 01) 4 42 - 0
www.mluv.brandenburg.de/info/lua

Internetseiten des
Wirtschaftsministeriums:

Übersicht zum EFRE im Land
Brandenburg
www.efre.brandenburg.de 

Operationelles Programm des EFRE
für das Land Brandenburg 2007 – 2013
www.efre.brandenburg.de ➝
Förderperiode 2007 – 2013 ➝ Wichtige
Dokumente

Informationsquellen zum EFRE 

Internetseiten der 
Europäischen Union:

Das Portal der Europäischen Union
www.europa.eu.int

Das Portal der 
Europäischen Kommission
ec.europa.eu

Regionalpolitik / Inforegio
ec.europa.eu/regional_policy/index_de.htm

Verordnungen zu den EU-Strukturfonds 
2007 – 2013
ec.europa.eu/regional_policy/sources/doc
offic/official/regulation/newregl0713_de.htm

Schlüsseltexte zur Lissabonstrategie
der EU
ec.europa.eu/growthandjobs/key/index_
de.htm



Chancengleichheit von Männern und Frauen so-

wie Nichtdiskriminierung

Die Chancengleichheit von Männern und Frauen

sowie die Nichtdiskriminierung wurden als ein Quer-

schnittsziel in das Operationelle Programm aufge-

nommen. Die Integration des Ansatzes in die Struk-

turfonds bedeutet, dass nachhaltige Anstrengungen

unternommen werden, die immer noch bestehenden

Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen zu

beseitigen. In diesem Sinne ist nach Artikel 16 der all-

gemeinen Strukturfondsverordnung VO (EG) Nr.

1083/2006 der Europäischen Kommission auch für

die neue Förderperiode sicherzustellen, dass die

Geschlechter- und Gleichstellungsperspektive in allen

Umsetzungsstufen gefördert wird. Darüber hinaus

sind gleichfalls die erforderlichen Maßnahmen gegen

jede Form der Diskriminierung aufgrund „der Rasse,

oder ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltan-

schauung, einer Behinderung, des Alters oder der

sexuellen Ausrichtung“ zu treffen. Das Land Branden-

burg fühlt sich diesen Prinzipien verpflichtet. Alle

Fördermaßnahmen des EFRE-OP stehen den jewei-

ligen Zielgruppen gleichermaßen offen. Der Zugang

für Behinderte sowie der anderen genannten Ziel-

gruppen wird im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben

gefördert. Es gelten die maßnahmespezifischen Zu-

wendungsvoraussetzungen.

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 

Aufgabe des Europäischen Fonds für regionale Ent-

wicklung (EFRE) ist es gemäß Artikel 160 des EG-

Vertrags, zum Ausgleich der wichtigsten regionalen

Ungleichgewichte in der EU beizutragen. Der EFRE

ist somit einer der Strukturfonds der EU.

Lissabon-Strategie

Die Lissabon-Strategie der Europäischen Union aus

dem Jahr 2000 ist auf die Zielvorgabe ausgerichtet,

binnen eines Zeitraums von 10 Jahren den wettbe-

werbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten

Wirtschaftsraum der Welt zu schaffen.

Die Europäische Kommission hat in ihren Leitlinien

zur Kohäsionspolitik im Zeitraum 2007 – 2013 den Bei-

trag der Strukturfonds zum Wachstums- und Be-

schäftigungsziel der Lissabonstrategie beschrieben.

Allen voran werden Investitionen in Bereiche mit ho-

hem Wachstumspotenzial bzw. in Wachstums- und

Beschäftigungsmotoren herausgestellt. Die zentralen

Leitlinien („Stärkung der Anziehungskraft Europas für

Investoren und Arbeitskräfte“, „Förderung des Wis-

sens und der Innovation für Wachstum“ sowie „Mehr

und bessere Arbeitsplätze“) sind auch für das  Ope-

rationelle Programm des Landes Brandenburg strate-

gische Eckpunkte. Das OP weist mit den Leitlinien

eine hohe Kohärenz auf. Die EU-Kommission gibt vor,

dass in den unter das Ziel „Konvergenz“ fallenden

Regionen mindestens 60% der Mittel auf die Lissa-

bon-Strategie ausgerichtet werden sollen.

Nachhaltige Entwicklung und Förderung der Um-

welt

Die Lissabon-Agenda der Europäischen Union hat

sich zum Ziel gesetzt, die Dynamik und Wettbewerbs-

fähigkeit der Europäischen Union zu stärken. Auf dem

EU-Gipfel in Göteborg im Jahr 2001 hat der Europä-

ische Rat die Umweltdimension in das Zielsystem in-

tegriert. Die überarbeitete Lissabonstrategie umfasst

somit die Dimensionen Wirtschaft, Soziales und Um-

weltschutz.

Die Umweltdimension ist  schon seit dem Jahr 1997

Bestandteil des EG-Vertrags. Entsprechend ist auch

das Operationelle Programm Brandenburgs dem

Prinzip der nachhaltigen und umweltgerechten Ent-

wicklung verpflichtet. Die Landesregierung wird die

Vorhaben so ausrichten, dass sie zu einer nachhalti-

gen und die Integration von Umweltaspekten berück-

sichtigenden Entwicklung beitragen.

Operationelles Programm

Als Operationelles Programm (OP) wird das Doku-

ment bezeichnet, das die Entwicklungsstrategie eines

Mitgliedsstaates oder einer Region beschreibt und zu

deren Verwirklichung der Einsatz von EU-Mitteln bei-

tragen soll. Es beruht auf einer Stärken- und Schwä-

chenanalyse und enthält Ziele, Schwerpunkte und

Maßnahmen der Förderung. Das OP wird vom Mit-

gliedsstaat oder der Region erstellt und der Europä-

ischen Kommission zur Genehmigung vorgelegt.

Ziel „Konvergenz“ und regionale Einteilung in

Brandenburg

Das Ziel „Konvergenz“ betrifft Mitgliedsstaaten und

Regionen mit Entwicklungsrückstand. Unter dieses

Ziel fallen Regionen, deren Bruttoinlandsprodukt un-

terhalb von 75 Prozent des Durchschnittes der Euro-

päischen Union liegt. Dazu gehört auch die Region

Brandenburg Nord-Ost.

Regionen, die dem so genannten statistischen Effekt

aufgrund der EU-Osterweiterung unterliegen, das

heißt die Überschreitung der 75 Prozent kam aufgrund

der Absenkung des Gemeinschaftsdurchschnitts im

Zuge der EU-Osterweiterung zustande, fallen eben-

falls unter das Ziel „Konvergenz“. Dazu gehört die

Region Brandenburg Süd-West.

Die Schwerpunkte und Maßnahmen des Operatio-

nellen Programms kommen grundsätzlich und  in bei-

den Regionen zum Einsatz. Die finanzielle Ausstat-

tung ist in etwa gleich.
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